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Gesetz zu dem Abkommen 
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der Doppelbesteuerung 

(Schriftlicher Bericht des Finanzausschusses) 


A. Problem 

Das deutsch-schweizerische Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der direkten Steuern von 
1931/1959 ist berechtigter Kritik ausgesetzt, weil es zusätz- 
liche Anreize für die unangemessene Nutzung des zwischen 
beiden Staaten bestehenden beträchtlichen Steuergefälles bietet. 
Das Abkommen bedarf der Revision. 


B. Lösung 

Das Abkommen soll ratifiziert werden. 

Das am 11. August 1971 Unterzeichnete neue Abkommen stellt 
die deutsch-schweizerischen Steuerbeziehungen auf eine neue 
Grundlage. Es läßt unter Berücksichtigung der neueren inter- 
nationalen Vertragspraxis die deutsche Besteuerung nur noch 
zurücktreten, wenn eine Vertiefung der Gefällewirkung nicht 
zu befürchten und eine Entlastung von deutschen Steuern sach- 
lich zu vertreten ist. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Das revidierte Abkommen führt zu Mehreinnahmen bei den 
vom Abkommen betroffenen Steuern. Die Mehreinnahmen 
lassen sich ihrer Höhe nach nicht schätzen. 
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über den von der Bundesregierung eingebraditen Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Abkommen vom 11. August 1971 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eidgenos- 
senschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

— Drucksache VI/3233 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Huber 


Der Gesetzentwurf wurde vom Plenum des Deut- 
schen Bundestages in der 178. Sitzung am 16. März 
1972 an den Finanzausschuß überwiesen, der über 
die Vorlage am 8. Juni 1972 beraten hat. 

Die besonders engen wirtschaftlichen Beziehungen 
zwischen Deutschland und der Schweiz führten 1931 
zu einem Doppelbesteuerungsabkommen mit dem 
Ziel, korrespondierende Steueransprüche beider 
Länder im Interesse der von beiden Seiten in An- 
spruch genommenen Steuerpflichtigen auf ein nor- 
males Maß zu reduzieren. Das Abkommen brachte 
jedoch — insbesondere nach mehrfachen Revisionen, 
von denen die letzte 1959 erfolgte — auch Neben- 
wirkungen, nämlich Möglichkeiten zur Erlangung 
ungerechtfertigter Steuervorteile, die der Gleichbe- 
handlung aller Steuerpflichtigen entgegenstehen und 
nicht mehr zu vertreten sind. Durch geschickte 
Rechtsgestaltung war es über Basisgesellschaften in 
der Schweiz z. B. bisher möglich, Gewinne aus der 
Bundesrepublik statt der deutschen der niedrigeren 
schweizerischen Steuer zu unterstellen oder auch 
bei Wohnsitzverlagerung in die Schweiz erhebliche 
Vorteile aus der besonders liberal ausgestalteten 
deutschen beschränkten Steuerpflicht zu ziehen. 

Die in einzelnen Kantonen der Schweiz bestehen- 
den Möglichkeiten von Steuervereinbarungen weit 
unterhalb des selbst in der Schweiz grundsätzlich 


geltenden Besteuerungsniveaus taten ein übriges. 
Das alte Abkommen mit der Schweiz enthält außer- 
dem deutsche Steuerverzichte, die über das inter- 
national übliche Maß hinausgehen. Hier ist an die 
uneingeschränkte Freistellung deutscher Beteiligun- 
gen an einer schweizerischen GmbH, an schweizeri- 
schem Grundbesitz in deutscher Hand und Gewinne 
deutscher Unternehmen aus schweizerischen Be- 
triebsstätten zu erinnern. In Einzelfällen ist es 
Steuerpflichtigen infolge der bestehenden Vertrags- 
gestaltung sogar gelungen, durch Doppelwohnsitz 
die Vorteile des Abkommens in beiden Ländern 
gegeneinander auszuspielen. Insgesamt hat das 
bisherige Abkommen somit das bestehende Steuer- 
gefälle zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Schweiz noch vergrößert. 

Diese ungerechtfertigten Steuervorteile des be- 
stehenden Doppelbesteuerungsabkommens mit der 
Schweiz sind im wesentlichen bereits im sogenann- 
ten Steueroasenbericht vom 23. Juni 1964 (Druck- 
sache VI/ 24 1 2) dargestellt, in welchen schon eine 
Revision des Abkommens gefordert wird. 

Entsprechende Verhandlungen mit der Schweiz 
wurden am 8. Dezember 1964 auf genommen, konn- 
ten jedoch wegen der Schwierigkeiten des Vertrags- 
gegenstandes erst am 11. August 1971 abgeschlossen 
werden. 
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Mit der Konzeption eines neuen deutschen Außen- 
steuergesetzes zog die jetzige Bundesregierung 
zugleich die Konsequenzen aus den Erfahrungen, 
die im steuerlichen Bereich mit der Schweiz und mit 
anderen Niedrigsteuer-Ländern gemacht worden 
sind, für die nationale Gesetzgebung. Es hätte sich 
daher vom Sachverständnis her empfohlen, den 
Entwurf eines Gesetzes zur Wahrung der steuer- 
lichen Gleichmäßigkeit bei Auslandsbeziehungen 
und zur Verbesserung der steuerlichen Wettbe- 
werbslage bei Auslandsinvestitionen (Drucksache 
VI/2883) in der parlamentarischen Beratung mit dem 
deutsch-schweizerischen Doppelbesteuerungsabkom- 
men zu verbinden. Der Finanzausschuß berichtet 
jedoch über das deutsch- schweizerische Doppelbe- 
steuerungsabkommen vorab, weil die parlamenta- 
rische Beratung des Abkommens in der Schweiz 
bereits sehr weit fortgeschritten ist. Nachdem der 
Schweizer Ständerat dem Abkommen mit großer 
Mehrheit zugestimmt hat, erwartet der Schweizer 
Nationalrat nunmehr, daß der Deutsche Bundestag 
seine Entscheidung unverzüglich fällt, da die Ini- 
tiative zu dem neuen Abkommen von der Bundes- 
republik Deutschland ausgegangen ist. Abgesehen 
davon, daß die bisherigen Beratungen des Außen- 
steuergesetzes den Willen aller Fraktionen des 
Deutschen Bundestages erkennen lassen, das Außen- 
steuergesetz ebenfalls zu einem baldigen Abschluß 
zu bringen, werden die Entscheidungen zu diesem 
Gesetzentwurf durch die Ratifizierung des deutsch- 
schweizerischen Doppelbesteuerungsabkommens 
nicht präjudiziert Das Abkommen hat zwar vor- 
sorglich Raum geschaffen, daß das Außensteuerge- 
setz im wesentlichen auch im Verhältnis zur Schweiz 
wirksam werden kann, die Entscheidung über die 
neue Ausgestaltung des nationalen Steueranspruchs 
und damit über die Aktivierung entsprechender 


Teile des Abkommens bleibt dem Bundestag Vorbe- 
halten. 

Der Verhandlungserfolg der deutschen Seite hat 
internationales Aufsehen erregt und im Finanzaus- 
schuß allgemeine Anerkennung gefunden. Es ist 
gelungen, auf der Basis der Empfehlungen des 
OECD-Musterabkommens bestehende Überkompen- 
sationen des alten Abkommens abzubauen und die 
neue außensteuerrechtliche Konzeption gegenüber 
der Schweiz im wesentlichen durchzusetzen. Die 
Bundesrepublik hat ihrerseits das nationale Steuer- 
recht der Schweiz respektiert; es war selbstverständ- 
lich nicht ihr Ziel, die Entscheidungsfreiheit der 
schweizerischen gesetzgebenden Körperschaften bei 
der Ausgestaltung ihres Steuerrechts in irgendeiner 
Weise zu beeinträchtigen. 

Wesentliches Ergebnis dieses Abkommens wird 
es sein, im Zusammenwirken mit dem beabsichtigten 
neuen deutschen Außensteuergesetz verbesserte 
Wettbewerbsmöglichkeiten für den echten deutsch- 
schweizerischen Wirtschaftsverkehr zu sichern, 
gleichzeitig aber Möglichkeiten zu beseitigen, über 
nicht werbend tätige Zwischengesellschaften oder 
Wohnsitzverlagerung ungerechtfertigte Steuervor- 
teile zu erlangen oder in Einzelfällen eine Besteue- 
rung überhaupt zu vermeiden. Bei bestehenden 
grenzüberschreitenden Verbindungen werden aber 
auch grundsätzlich keine höheren Steuern bean- 
sprucht, als unter vergleichbaren Bedingungen im 
Inland zu zahlen wären. Hervorzuheben ist noch, 
daß es erstmalig gelungen ist, mit der Schweiz den 
Austausch von Auskünften zur Verwirklichung des 
Abkommens im Einzelfall zu vereinbaren. 

Der Ausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme 
des Ratifikationsgesetzes und des Abkommens. 


Bonn, den 9. Juni 1972 


Frau Huber 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/3233 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 9. Juni 1972 

Der Finanzausschuß 

Dr. Schmidt (Wuppertal) Frau Huber 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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